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Kenntnisse der englischen Sprache
sind in der Immobilienwirtschaft ein
Muss. Ein gutes Schulenglisch und
ausgewähltes Fachvokabular bringen
heutzutage viele in der Branche
Tätige mit. Doch bei der richtigen
Anwendung stößt man schnell an die
Grenzen seiner sprachlichen
Ausdrucksfähigkeit. Genau hier setzt
dieses Buch an. Es verknüpft das
thematisch aufbereitete englische
Fachvokabular aus den
unterschiedlichsten Arbeitsgebieten
der Immobilienwirtschaft
situationsbezogen mit
Musterformulierungen und -sätzen,
Briefen und sonstigen Schriftstücken
und wappnet so für zahlreiche
Situationen und Anlässe im
beruflichen Alltag. Viele wichtige
Tipps und Hinweise helfen,
naheliegende Fehler zu vermeiden,
und weisen in einige Geheimnisse
der interkulturellen Kommunikation
mit englischen Muttersprachlern ein.
Neu in der 4. Auflage: ESG
Reporting.

4., erweiterte Auflage Januar 2022,
326 Seiten, kartoniert, 45 Euro*,
ISBN 978-3-940219-47-3; E-Book
(PDF), ISBN 978-3-940219-48-0,
42 Euro

*zzgl. Versandkosten
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Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling

von Rotthege
Quelle: Rotthege, Urheber: Michael Neuhaus

Mietrecht. Ein befristeter
Gewerberaummietvertrag ist ordentlich
kündbar, wenn aus einem Nachtrag zum
Mietvertrag die Vertretung eines Mitmieters
nicht eindeutig hervorgeht.

KG, Urteil vom 13. Januar 2022,
Az. 8 U 205/19

Unklare Vertretungsverhältnisse
führen zu Schriftformverstoß
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DER FALL

Zwischen dem Vermieter und einer
GmbH sowie einer natürlichen Person als
Mitmieter besteht ein langfristiger Gewer-
bemietvertrag. Im Laufe des Mietverhält-
nisses schließen die Parteien einen Nach-
trag, der unter anderem eine Verlänge-
rung der Laufzeit vorsieht. Das Rubrum
des Nachtrags sieht auf Mieterseite fol-
gende Parteibezeichnung vor: „… und
Herrn U. S. und A. GmbH vertreten durch

die Geschäftsführerin – als Mieter“. Den
Nachtrag hat nur die Geschäftsführerin
der GmbHunterzeichnet und einen Stem-
pelaufdruck des Unternehmens beigefügt.
Jahre später kündigt der Vermieter das
Mietverhältnis. Er ist der Ansicht, der
Mietvertrag sei wegen eines Schriftform-
mangels ordentlich kündbar, und verlangt
die Räumung und Herausgabe der Miet-
sache. Zu Recht?
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DIE FOLGEN

Ja! Die Kündigung ist wegen Verstoßes
gegen das gesetzliche Schriftformerfor-
dernis gemäß §§ 550, 126 BGB wirksam,
sodass der Vermieter denMietvertrag vor-
zeitig ordentlich kündigen konnte. Die
Schriftform ist nämlich nur dann gewahrt,
wenn sich die für den Abschluss des Miet-
vertrags notwendige Einigung über alle
wesentlichen Vertragsbedingungen, etwa
Mietgegenstand, Mietzins, Laufzeit sowie
Vertragsparteien, aus einer Vertragsur-
kunde ergibt. Dafür ist auch erforderlich,
dass die Vertragsurkunde von allen Par-
teien unterzeichnet wird. Ist das nicht der
Fall, müssen zumindest die vorhandenen

Unterschriften durch einen entsprechen-
den Zusatz deutlich erkennen lassen, dass
die Unterzeichnung auch in Vertretung
einer nicht unterzeichnenden Partei
erfolgt. Andernfalls ist nicht feststellbar,
ob der Vertrag auch für die anderen Par-
teien und in Vertretung für diese zustande
gekommen ist. Die Geschäftsführerin der
GmbH, die die Vereinbarung unterzeich-
nete, hat mit dem Stempelaufdruck der
GmbH kenntlich gemacht, für diese die
Vereinbarung schließen zu wollen. Dass
sie daneben auch ihren Mitmieter bei
Abschluss des Nachtrags vertreten wollte,
ist nicht erkennbar.
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WAS IST ZU TUN?

Soll ein gewerblicherMietvertrag auf einer
Vertragsseite durch eine Personenmehr-
heit geschlossen werden, muss darauf
geachtet werden, dass alle Parteien den
Mietvertrag entweder selbst unterzeich-
nen oder entsprechend wirksam vertreten
werden. Im Falle einer Vertretung muss
zur Einhaltung der Schriftformanforde-
rungen klar erkennbar werden, dass der

Unterzeichner in Vertretung für die andere
Partei auftritt. Dieses Erfordernis kann nur
erfüllt werden, wenn die Vertretungsver-
hältnisse im Vertragsrubrum oder in der
Unterschriftenzeile dokumentiert wer-
den. Hierfür ist zumindest ein geeigneter
Vertretungszusatz, zum Beispiel „i.V.“,
erforderlich. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Dr. Rut Herten-Koch

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Es kann treuwidrig
sein, die Unwirksamkeit einer
Bebauungsplanfestsetzung im
Klageverfahren auf Erteilung einer
Baugenehmigung geltend zu machen, wenn
man selbst diese Festsetzung initiiert hat.

OVG Niedersachsen, Urteil vom 2. Juni 2022,
Az. 1 LB 109/20

Wer eine Festsetzung initiiert,
kann sie später nicht kippen
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DER FALL

Der Eigentümer und Betreiber eines Dis-
counters will die Verkaufsfläche von
799 qm auf 1.200 qm erweitern und
begehrt die Erteilung eines Bauvorbe-
scheids zur planungsrechtlichen Zulässig-
keit der Erweiterung. Das Baugrundstück
liegt im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans. Dieser setzt für die maßgeb-
lichen Flächen ein Gewerbegebiet fest
sowie einen Ausschluss großflächiger Ein-
zelhandelsbetriebe, also für Betriebe mit
mehr als 800 qm. Diese Festsetzung war
auf Wunsch und Betreiben des Betreibers
des Discounters im Jahr 2005 in Abände-
rung des bis dato bestehenden vollständi-
gen Einzelhandelsausschlusses in den
Bebauungsplan aufgenommen worden.
Die Begrenzung der Verkaufsfläche auf
rund 700 qm war auch maßgeblich dafür,

dass die in einer vorherigen Untersa-
gungsverfügung manifestierten raumord-
nungsrechtlichen Bedenken der Behörde
gerichtlich überwunden werden, der Plan
in Kraft gesetzt und die Baugenehmigung
für den bestehenden Markt erteilt werden
konnte. Gleichwohl beantragt der Markt-
inhaber im Jahr 2015 unter Vorlage eines
Verträglichkeitsgutachtens einen Bauvor-
bescheid zur Erweiterung der Verkaufsflä-
che des Marktes auf 1.200 qm. Der Antrag
wird von der Behörde zurückgewiesen.
Die dagegen erhobene Klage des Betrei-
bers stützt sich maßgeblich auf eine
Unwirksamkeit des einer Verkaufsflä-
chenerweiterung entgegenstehenden
Bebauungsplans. Das Verwaltungsgericht
weist die Klage ab.
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DIE FOLGEN

Das Oberverwaltungsgericht Niedersach-
sen bestätigt die Auffassung des Verwal-
tungsgerichts. DerMarktbetreiber hat kei-
nen Anspruch auf den begehrten Vorbe-
scheid zur Markterweiterung, weil dem
der rechtswirksame Bebauungsplan ent-
gegensteht. Das Gericht entschied, dass es
dem Kläger nach den Grundsätzen von

Treu und Glauben, hier dem Verbot
widersprüchlichen Verhaltens, verwehrt
ist, sich auf die Unwirksamkeit des Bebau-
ungsplans zu berufen. Denn er hat die
dritte Änderung des Bebauungsplans, die
erstmals die Zulässigkeit von Lebensmit-
teleinzelhandel im Plangebiet begründet
hat, selbst initiiert und begleitet.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung ist gerade vor dem
Hintergrund zunehmend kooperativer
Bebauungsplanverfahren interessant.
Hier muss dem Bauherrn oder Investor
bewusst sein, dass seine Involvierung in
das Verfahren nicht nur zum Zeitpunkt
des Erlasses des Bebauungsplans, son-

dern auch in Zukunft ein erhöhtesMaß an
Verantwortung mit sich bringt. Er kann
sich nämlich auch zehn Jahre später nicht
einfach wie jeder unbeteiligte Dritte auf
die Unwirksamkeit von Festsetzungen
berufen, an deren Erlass er selbst beteiligt
war. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Fabienne Helle
von Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: BCLP

Steuerrecht. Will ein Steuerpflichtiger
erreichen, dass das Finanzamt einen
geringeren Grundstückswert berücksichtigt
als denjenigen, der festgestellt ist, muss er
diesen anderen Wert mit einem Gutachten
nachweisen.

BFH, Urteil vom 17. November 2021,
Az. II R 26/20

Ein geringerer Grundstückswert
ist gutachterlich zu belegen
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DER FALL

Im Wesentlichen ging es in diesem
Rechtsstreit um die Frage, wer die Nach-
weislast für den Wert von Grundbesitz im
Falle einer Schenkung trägt. Die Klägerin
bekam von ihrem Lebensgefährten das
Eigentum an einem Gebäude übertragen,
welches sich in einem sehr schlechten
baulichen Zustand befand. Für Zwecke
der Schenkungsteuer setzte das Finanz-
amt einen Mindestwert an. Das Ein-
spruchsverfahren der Frau und ihre Klage

vor dem Sächsischen Finanzgericht blie-
ben erfolglos.DieKlägerin verwies auf den
ruinösen Bauzustand des Gebäudes und
trug auch vor, dass sie auswirtschaftlichen
Gründen nicht in der Lage sei, die Kosten
eines Gutachtens zu tragen. Deshalb
beantragte sie zum Beweis des niedrige-
ren Wertes die Einholung eines Sachver-
ständigengutachtens. Der Bundesfinanz-
hof wies die Revision zurück.
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DIE FOLGEN

Die Klägerin hatte die Auffassung vertre-
ten, dass der Grundbesitzwert mit null
Euro angesetzt werden müsse, hierfür
jedoch weder ein Gutachten vorgelegt
noch ihre finanzielle Bedürftigkeit nach-
gewiesen. Der Grundbesitzwert für Zwe-
cke der Schenkungsteuer wird gesondert
festgestellt. Die Wertermittlung erfolgt im
Rahmen des Ertragswert-, Sachwert- oder
Vergleichswertverfahren. Hierbei kann es
durch die starke Typisierung des Bewer-
tungsrechts auch zu einer Überbewertung
kommen. Der Bundesfinanzhof bestätigte

die Auffassung des Finanzgerichts: Sofern
ein Steuerpflichtiger will, dass ein niedri-
gerer Wert berücksichtigt wird als der, der
im speziellen Verfahren festgestellt ist,
muss er diesen mit einem Gutachten
nachweisen. Der bloße Beweisantrag zur
Einholung eines Sachverständigengut-
achtens genügt der Nachweispflicht nicht,
und diese obliegt dem Steuerpflichtigen.
Unerheblich ist auch der Wert, den die
Beteiligten im Rahmen des Übertragungs-
vertrags für das Grundstück zugrunde
gelegt haben.
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WAS IST ZU TUN?

Der BFH stellt klar, dass die Nachweislast
für einen geringeren Grundstückswert
beimSteuerpflichtigen liegt. Die Entschei-
dung überzeugt – sowohl aus rechtsdog-
matischen als auch aus rechtspolitischen
Gründen. Bei Übertragungen von Grund-
besitz kommt es für die Schenkungsteuer
erheblich auf den Wert des Grundstücks
an, sodass eine möglichst objektive Wert-
ermittlung hierfür zu erfolgen hat. Diese

Objektivität wird wohl bei der Wertbe-
stimmung im Rahmen des Übertragungs-
vertrags oftmals fehlen. Ließe man jedoch
für die Nachweispflicht den bloßen
Beweisantrag vor Gericht genügen,
könnte dies zu einer Flut von Klagen an
den Finanzgerichten führen. Und es
würde gegebenenfalls auch zu einer
erheblichen Kostenlast auf Staatsseite
kommen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Fabian Budde

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek

Quelle: Heuking

Vergaberecht. Ein öffentlicher Auftraggeber
darf bei einem fachkundigen Bieter darauf
vertrauen, dass er den Auftrag nach den
Vorgaben des Leistungsverzeichnisses
ausführen wird, wenn er dies mit
Angebotsabgabe bestätigt hat.

VK Bund, Beschluss vom 22. Dezember 2021,
Az. VK 2-125/21

Auftraggeber dürfen der Zusage
des Bieters vertrauen
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DER FALL

Ein öffentlicher Auftraggeber schrieb im
Jahr 2021 die Lieferung und Installation
vonLaboreinrichtungen imRahmeneines
offenen Verfahrens gemäß § 3a Abs. 1
Satz 1 VOB/A (EU) aus. Der Auftrag war
Teil der Grundinstandsetzung eines Lehr-
gebäudes, und einziges Zuschlagskrite-
rium war der Preis. Antragstellerin und
Beigeladene gaben fristgemäß Angebote
ab. Im Angebotsschreiben erklärten beide
Bieter, dass sie das Leistungsverzeichnis
als alleinverbindlich anerkennen würden.
Daraufhin rügte einer der Bieter, dass der

Konkurrent mit den in seinem Standard-
katalog geführten Labormöbelprogram-
men die Anforderungen des Leistungsver-
zeichnisses nicht erfülle. Er müsse daher
vom Vergabeverfahren ausgeschlossen
werden. Der Auftraggeber half der Rüge
nicht ab: Er wies darauf hin, dass das
Unternehmen mit Abgabe des Angebots-
formulars verbindlich bestätigt habe, alle
vorgegebenen Leistungsbestandteile voll-
ständig zu erbringen. Sämtliche Inhalte
des Leistungsverzeichnisses seien vorbe-
haltlos anerkannt worden.
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DIE FOLGEN

Der Bieter reichte hierauf einen Nachprü-
fungsantrag ein, den die Vergabekammer
aber als unbegründet zurückwies. Der
Nachprüfungsantrag ist zwar zulässig,
weil die Rüge nicht spekulativ erhoben
worden ist. Der Konkurrent hat das Leis-
tungsverzeichnis mit seinem Angebot
aber als verbindlich anerkannt. Der
öffentliche Auftraggeber darf daher davon

ausgehen, dass das Unternehmen auch
ausschreibungskonform liefern wird.
Individuelle Anpassungen an konkrete
Vorgaben des Leistungsverzeichnisses,
die vom Standardprogramm des Auftrag-
nehmers abweichen, dürfen von einem
Fachunternehmen erwartet werden, so
die Vergabekammer.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung der Vergabekammer
des Bundes bestätigt, dass öffentliche Auf-
traggeber den verbindlichen Leistungs-
versprechen fachkundiger Bieter grund-
sätzlich vertrauen dürfen. Überbordende
Aufklärungspflichten muss die öffentliche
Hand nicht erfüllen, um vergaberechts-
konform zu beauftragen. Esmuss und darf
von einem fachkundigen Bieterunterneh-
men erwartet werden, dass es Anpassun-
gen an konkrete Vorgaben vornimmt.
Weiter zeigt die Entscheidung auch, dass

öffentliche Auftraggeber keine umfassen-
den Nachforschungspflichten treffen, falls
ein fachkundiger Bieter glaubhaft versi-
chert, die Anforderungen des Leistungs-
verzeichnisses anbieten und liefern zu
können. Gleichzeitig bestätigt der Be-
schluss die regelmäßige Rechtsprechung
der Vergabekammern, nur in Ausnahme-
fällen eine Rüge „ins Blaue hinein“ anzu-
nehmen. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


